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II-,~ 01 der Beibgenzuden Sfenor:;-,o·"hischen Protokollen des, NationaIr.ltes ' 

XIV. Ges;;tz:gebung:veriode 

DER BUr!DESMiNISTER FÜR INNERES 
~2~ lAB 

1976 -03- 2 4 
zu 12t1 IJ 

21.. 50, .. :.Si:)/5-II/3/76, 

, An f ra g ~' b e a n t w 0 r t un g 

In Beantwortung der von den Abgeordneten Dr~Bauer, 
Dr .. Ermacora, DroKarasek, DroNeisser und Genossen am 27010 
1976 eingebrachten Anfrage Nr.,124/J 9 betreffend Maßnah­
menzur Bekämpfung des Terrorismusj/beehre ich mich mit­
zuteileng 

Zu Frage 19 

Anläßlich der Sitzung des Finanz- und Budgetaus­
schusses am 24 .. November 1975 habe ich bereits erklärtj/ daß 
seitens des Bundesministeriu.msfür Inneres nicht die Ab­
sicht besteht 9 dem Nationalrat den Entwurf eines Polizei­
befugIlisgesetzes vorzulegenoDiese Erklärung wurde 'landen 
Abgeordneten entgegengenommen und auch kein Widerspruch er­
hoben" Die Tätigkeit der Exekutivorgane ist durch eine Reihe 
von Detailvorschriften ausreichend gesetzlich geregelt 9 wo­
durch dem Prinzip der Rechtsstaatlichkeit voll ent""'prochen 
isto 

Zu Frage 2g 
Es waren hisherkeine Mängel in der Koordination des 

Bundesministeriums für Inneres mit den Sicherheitsbehörden 
feststellbarl) so daß es daher auch nicht notwendig istj/ die 
Koordination neu zu organisiereno 

Zu Frage 3g 
Die GrenzkontrollsteIlen werden laufend mit Fahndungs­

behelfenj/ insbesondere mit solchen über erkannte Terroristen, 
beteil to Sc wurde zum Eeispiel im Zusammel'1.1lang mit den Sicher­
heitsvorkehrungen anläßlich derXIloOlympischen Winterspiel~ 
ein diesbezüglicher mit Liqhtbildern versehener handlicher, 
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und daher für die Grenzkontrolle geeigneter FahndungS-­
behelf ausgegeberJ.<> Eine wei tgehende Grenzkontrolle ist für 
das ]'remdenverkehrsland Österreich kaü.m möglich .. Allein im 
Jahre 1974 haben 116-Millionen Ausländer die österreichi­
schen Grenzen überschritteno Aus dieser Zahl ist zu er­
sehen, daß eine detaillierte Kontrolle ohne Behinderung 
des Fremdenverkehrs unmöglich ist .. 

Zu Frage 4: 
Die Frage-der Bewaffnung derSicherheitsorgane wurde 

unter Berücksichtigung internationaler Erfahrungen auf die­
sem Gebiet eingehend geprüft 9 wobei sich erwiesen hat. daß 
die Bewaffnung der Exekutive den Erfordernissen einer moder­
nen Verbrechens bekämpfung durchaus entspricht .. Dennoch wird 

-, 
i. 

die auf internationaler Ebene'vor sich gehende Entwicklung lau­
fendaufmerksamverfolgt und entsprechende Nutzanwendung ge­
zogen p wobei aber festgestellt werden muß p daß die gerade in 
letzter Zeit in mitunter marktschreierischer Art vorgebrach­
ten AusfUhrungenUberangeblich "typische Polizeiwaffen" 
nicht unbedingt als der Weisheit letzter Schluß angesehen 
werden könneno Sollte sich auf grund der Entwicklungsergeb";' 
nisse die Zweckmäßigkeit einer Änderung der Bewaffnung er­
geben, so wird es das Bundesministerium für Inneres nicht 
verabsäumen9 die Konsequenzen zu zieheno 

Zu Frage 5: 
Aufgrund des Beschlusses des Ministerrates vom 3.Juni 

1969 betreffend "int0rnationale Maßnahmen zurVerhüttlng von 
--_ Schädigungen politischer, wirtschaftlicher und militärischer 

Interessen der Republik Österreich und Bestellung von Sicher­
heitsbeauftragten" wurden in allen Ressorts Verbindungsper-­
sonen (Sicherheitsbeauftragte) bestellt" In den folgenden. 
Jahren wurde diese Einrichtung auf die Präsidentschafts­
kanzleij) - den Rech.l'lungshof und auf den selbständigen Wirt-
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scnaftskörper derÖsterreichiscllenBundesbabnen ausge~ . '. . 

dehnt. In regelmäßigen Besprechungen dieser Sicherbeits-
beauftragten (die 17.Besprechungfand am 19oFeber1976 
statt) werden die vorliegenden Problem.e e!'örtert, dane-
ben aber wurden zahlreiche Einzelbesprechungen abgehalten 
und aus bestimmten Anl,aßfällen die bei allen oder bei ein-­
zeInen Ressorts zu treffenden Maßnahmen koordiniert.;Darüber~ 
hinaus ist in einem Alarmplan genaufestgelegt;,1 wel.che Res­

sorts im Anlaßfall zu verständigen sind" 

Zu Frage 6: 
Nach der geltenden Verfassungsrechtslage fäl1.t die 

Bekämpfung terroristischer Aktivitäten in erster Linie in 
den Zuständigkeitsbereich der Sicherheitsbehörden" Dem Bun­
desheer kommen in diese,m Zusammenhang Aufgaben 9 die über den 
Bereich der militärischen Landesverteidigung hinausgehen, 
nur insoweit zu, als die gesetzmäßige zivile Gewalt seine 
Mitwirkung in Anspruch nimmto'Zwischen den Bundesministe­
rien für Inneres und für Landesverteidigung bestehen stän-

,'dig enge Kontakte" um eine wirksame Assistenzleistung des 
Bundesheeres im Sinne der Bestimmung des § 2 Abso11it.b 
'des Wehrgesetzes zu gewährleisten, ,falls die Mitte1 der 
Sicherheits behörden allein für dieBekämpfungterroris,ti­
scher Aktivitäten nicht ausreichen. ' 
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